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Gesetzblatt 
der 

Freien Hansestadt Bremen 

2026 Verkündet am 14. Juli 2026 Nr. 78 

 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Landesstraßengesetzes 

Vom 30. Juni 2026 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz: 

Artikel 1 
Änderung des Bremischen Landesstraßengesetzes 

Das Bremische Landesstraßengesetz vom 20. Dezember 1976 (Brem.GBl. 
S. 341), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. August 2025 (Brem.GBl. 
S. 663) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 32 wird durch die folgende Angabe ersetzt: 

„§ 32 Duldungspflichten“ 

b) Nach der Angabe zu § 33 wird die folgende Angabe eingefügt: 

„§ 33a Anhörung“ 

c) Nach der Angabe zu § 33a wird die folgende Angabe eingefügt: 

„§ 33b Vorzeitiger Baubeginn“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „der Bewuchs." durch die Angabe 
„der Bewuchs;" ersetzt. 

b) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefügt: 

„4. die Nebenanlagen der Straßen; also solche Anlagen, die für den Bau, 
den Betrieb oder die Unterhaltung der Straßen erforderlich sind, wie 
Straßenmeistereien, Gerätehöfe, Lagerplätze, Lager, Entnahmestellen, 
Hilfsbetriebe und -einrichtungen oder Flächen für die dauernde oder 
befristete Lagerung von Boden.“ 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 
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3. § 12 wird durch den folgenden § 12 ersetzt: 

„§ 12 

Bautechnische Sicherheit 

Die Träger der Straßenbaulast haben dafür einzustehen, dass ihre Bauwerke 
technisch allen Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. Die Instand-
haltung, Instandsetzung oder Erneuerung vorhandener Brückenbauwerke liegt im 
überragenden öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit." 

4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt: 

„§ 32 

Duldungspflichten“ 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „Planung“ die Angabe „und der 
Baudurchführung“ eingefügt.  

c) Nach Absatz 2 Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 

„Sind Eigentümer oder sonstige Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder ist 
deren Aufenthalt unbekannt und lassen sie sich mit angemessenem Aufwand 
nicht ermitteln, kann die Benachrichtigung durch ortsübliche Bekannt-
machung in den Gemeinden, in deren Bereich die Vorarbeiten durchzuführen 
sind, erfolgen.“ 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Vermessungen nach Abschluss der 
Straßenbauarbeiten sowie auf Maßnahmen, die zur Unterhaltung der Straße 
erforderlich sind, entsprechend Anwendung. Dies gilt insbesondere für 
Anlieger und Hinterlieger der Straße sowie für Inhaber einer Sondernut-
zungserlaubnis oder andere Nutzungsberechtigte am Straßengrundstück, auf 
deren Interesse Rücksicht zu nehmen ist. Abweichend von Satz 1 und 2 
haben Inhaber einer Sondernutzungserlaubnis ohne Anspruch auf Entschä-
digung zu dulden, dass die Ausübung ihres Rechts durch Arbeiten zur Unter-
haltung vorübergehend behindert oder unterbrochen wird; bei anderen 
Nutzungsberechtigten am Straßengrundstück sind die zugrundeliegenden 
Rechtsverhältnisse maßgebend.“ 
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5. § 33 wird wie folgt gefasst: 

„§ 33 

Planfeststellung 

(1) Straßen der Gruppe A dürfen nur gebaut werden, wenn der Plan vorher festge-
stellt ist. Beim Bau von Straßen der Gruppe B bedarf es der Planfeststellung, wenn 
es sich um eine Straße handelt, die einen unerlässlichen Bestandteil der integralen 
Stadtverbindung darstellt. Bei neuen Radverkehrs- und Gehweganlagen bedarf es 
der Planfeststellung, wenn die Planfeststellungsbehörde einem entsprechenden 
Antrag des Vorhabenträgers zugestimmt hat. 

(2) Eine Planfeststellung ist auch bei einer Änderung einer in Absatz 1 genannten 
Straße durchzuführen, wenn diese 

1. um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeug-
verkehr baulich erweitert oder 

2. in sonstiger Weise erheblich baulich umgestaltet wird. 

Eine Änderung im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn die 
Änderung der Straße 

1. im Zuge des Wiederaufbaus nach einer Naturkatastrophe erforderlich ist, um 
die Straße vor Naturereignissen zu schützen, und der Wiederaufbau in einem 
räumlich begrenzten Korridor entlang des Trassenverlaufs erfolgt oder 

2. unselbständiger Teil einer Ausbaumaßnahme ist, eine durchgehende Länge 
von höchstens 1500 Metern hat und deren vorgezogene Durchführung zur 
unterhaltungsbedingten Erneuerung eines Brückenbauwerks erforderlich ist. 

Als unselbständiger Teil einer Ausbaumaßnahme im Sinne des Satzes 2 Nummer 2 
gilt eine Änderung der Straße, die im Vorgriff auf den Ausbau einer Strecke durch-
geführt werden soll, und keine unmittelbare verkehrliche Kapazitätserweiterung 
bewirkt. 

(3) Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und 
privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung 
zu berücksichtigen. In dem Planfeststellungsbeschluss soll auch darüber entschieden 
werden, welche Kosten andere Beteiligte zu tragen haben. 

(4) Besteht nach Anlage 1 zu § 4 Nummer 1 und 2 des Bremischen Landesge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Februar 2008 (Brem.GBl. S. 47), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 12. September 2018 (Brem.GBl. S. 421) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung für den Bau oder die Änderung einer Straße eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, dann ist die Planfeststellung 
durchzuführen. 
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(5) Für den Neubau oder die Änderung einer öffentlichen Straße innerhalb des 
Einwirkungsbereiches von Betrieben im Sinne von Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie 
2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung 
und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 
24.7.2012, S. 1) ist ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen, soweit eine 
Prüfung der geplanten Maßnahme ergeben hat, dass 

1. diese im Gefährdungsbereich eines solchen Betriebes belegen wäre, 

2. sie Ursache von schweren Unfällen sein kann, 

3. durch sie das Risiko eines schweren Unfalls vergrößert werden kann oder 

4. durch sie die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmert werden können. 

Die Planung einer solchen Straße erfolgt unter Wahrung angemessener Sicherheits-
abstände zu den unter die Richtlinie 2012/18/EU fallenden Betrieben oder unter 
Sicherstellung sonstiger baulich-technischer oder organisatorischer Vorkehrungen. 
Der Plan ist der betroffenen Öffentlichkeit nach Maßgabe des jeweiligen Fachrechts 
zugänglich zu machen. Neben Zeichnungen und Erläuterungen enthält er die 
erforderlichen Angaben nach Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2012/18/EU. 

(6) Bebauungspläne nach dem Baugesetzbuch ersetzen die Planfeststellung. Wird 
eine Ergänzung notwendig oder soll von Festsetzungen des Bebauungsplanes 
abgewichen werden, so ist die Planfeststellung insoweit zusätzlich durchzuführen. 

(7) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plangenehmigung 
erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht wesentlich beeinträchtigt werden oder die Betroffenen 
sich mit einer Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts 
einverstanden erklärt haben, 

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, 
das Benehmen hergestellt worden ist und 

3. es sich bei der Straße nicht um ein Vorhaben handelt, für das nach Anlage 1 
zu § 4 Nummer 1 und 2 des Bremischen Landesgesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung; auf ihre 
Erteilung finden die Vorschriften über das Planfeststellungsverfahren keine 
Anwendung. Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage bedarf es keiner 
Nachprüfung in einem Vorverfahren. Absatz 11 gilt entsprechend. 

(8) Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen in Fällen von unwesentlicher 
Bedeutung. Fälle unwesentlicher Bedeutung liegen vor, wenn 

1. es sich bei dem Vorhaben nicht um ein Vorhaben handelt, für das nach 
Anlage 1 zu § 4 Nummer 1 und 2 des Bremischen Landesgesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
zuführen ist, 
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2. andere öffentliche Belange nicht berührt sind oder die erforderlichen 
behördlichen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegen-
stehen und 

3. Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den vom Plan Betroffenen 
entsprechende Vereinbarungen getroffen werden. 

(9) Im Planfeststellungsbeschluss sind dem Träger der Straßenbaulast die 
Errichtung und die Unterhaltung der Anlagen aufzuerlegen, die für das öffentliche 
Wohl oder zur Sicherung der Benutzung der benachbarten Grundstücke gegen 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen notwendig sind. Sind 
solche Anlagen mit dem Vorhaben unvereinbar oder stehen ihre Kosten außer 
Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck, so hat der Betroffene gegen den 
Träger der Straßenbaulast Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld. Die 
§§ 41 und 42 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch 
Artikel 2 Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(10) Ist der Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar geworden, so sind Ansprü-
che auf Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen 
oder auf Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen. Treten nicht vorhersehbare 
Wirkungen des Vorhabens oder der dem festgestellten Plan entsprechenden Anla-
gen auf die benachbarten Grundstücke erst nach Unanfechtbarkeit des Plans auf, so 
kann der Betroffene die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen verlangen, die zur 
Vermeidung der nachteiligen Wirkungen nach Absatz 9 auf die benachbarten Grund-
stücke notwendig sind. Sie sind dem Träger der Straßenbaulast durch Beschluss der 
Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. Sind solche Anlagen mit dem Vorhaben 
unvereinbar oder stehen ihre Kosten außer Verhältnis zu dem angestrebten Schutz-
zweck, so hat der Betroffene gegen den Träger der Straßenbaulast Anspruch auf 
angemessene Entschädigung in Geld. Soweit die Entschädigung für Schallschutz-
maßnahmen zu leisten ist, sind die Vorschriften des § 42 Absatz 2 und 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes anzuwenden. Werden Anlagen im Sinne des 
Satzes 2 notwendig, weil nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens auf einem 
benachbarten Grundstück Veränderungen eingetreten sind, so hat der Eigentümer 
des benachbarten Grundstücks die hierdurch entstehenden Kosten zu tragen, es sei 
denn, dass die Veränderungen durch natürliche Ereignisse oder durch höhere 
Gewalt verursacht worden sind; Satz 4 ist dann nicht anzuwenden. 

(11) Wird mit der Durchführung des Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen, so wird dieser unwirksam. Die Planfest-
stellungsbehörde kann vor Ablauf dieser Frist die Wirksamkeit des Planes um 
höchstens fünf Jahre verlängern. Diese Verlängerung ist öffentlich bekanntzugeben. 

(12) Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine 
Plangenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung. 

(13) Im Übrigen gelten für die Planfeststellung die Vorschriften des Bremischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. 
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(14) Planfeststellungsbehörde, Anhörungsbehörde und Plangenehmigungsbe-
hörde im Sinne des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ist die Senatorin 
oder der Senator für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung.“ 

6. Nach § 33 werden die folgenden §§ 33a und 33b eingefügt: 

„§ 33a 

Anhörung 

(1) Für das Anhörungsverfahren gelten § 73 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
und die §§ 17 bis 19 sowie 21 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung nach Maßgabe der folgenden 
Absätze. 

(2) Die Anhörungsbehörde soll 

1. von dem Träger des Vorhabens verlangen, den Plan ausschließlich oder 
ergänzend in einem verkehrsüblichen und von der Anhörungsbehörde 
vorgegebenen elektronischen Format einzureichen; 

2. den Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, den 
Plan auch ausschließlich elektronisch zugänglich machen; 

3. von den Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, 
verlangen, ihre Stellungnahmen nach § 73 Absatz 2 und 3a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sowie § 17 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung elektronisch zu übermitteln. 

(3) Die Anhörungsbehörde soll die Auslegung des Plans und der Unterlagen nach 
§ 19 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch die 
Veröffentlichung der Unterlagen auf ihrer Internetseite bewirken. Auf Verlangen eines 
Beteiligten, das während der Dauer der Beteiligung an die Anhörungsbehörde zu 
richten ist, wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung 
gestellt. Abweichend von § 73 Absatz 5 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
erfolgt die Bekanntmachung durch die Anhörungsbehörde; Satz 1 gilt entsprechend. 
Die Bekanntmachung erfolgt zusätzlich in örtlichen Tageszeitungen, in deren Verbrei-
tungsgebiet sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird. Die Anhörungsbe-
hörde hat in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, dass und wo der Plan elektro-
nisch veröffentlicht wird und dass eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur 
Verfügung gestellt werden kann. 

(4) Einwendungen und Stellungnahmen sind gegenüber der Anhörungsbehörde 
abzugeben. Sie sollen elektronisch übermittelt werden. Eine schriftliche Übermittlung 
ist ebenfalls möglich. Die Anhörungsbehörde hat in der Bekanntmachung darauf 
hinzuweisen. 

(5) Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung im Sinne des § 73 Absatz 6 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung verzichten. Findet keine Erörterung statt, hat 
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die Anhörungsbehörde ihre Stellungnahme innerhalb von acht Wochen nach Ablauf 
der Einwendungsfrist abzugeben und zusammen mit den sonstigen in § 73 Absatz 9 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes aufgeführten Unterlagen der Planfeststellungs-
behörde zuzuleiten. 

(6) Soll ein ausgelegter Plan geändert werden, so soll von der Erörterung im Sinne 
des § 73 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des § 18 Absatz 1 Satz 4 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen werden. 

(7) Die Anhörungsbehörde kann eine Erörterung nach § 73 Absatz 6 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und § 18 Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung ganz oder teilweise in digitalen Formaten durchführen. In 
diesem Fall hat sie in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, dass und wie die 
Erörterung in einem digitalen Format durchgeführt wird. 

(8) Soweit Stellungnahmen, Einwendungen oder sonstige Erklärungen elektro-
nisch übermittelt werden können oder der Plan oder sonstige Unterlagen in einem 
elektronischen Format veröffentlicht oder zugänglich gemacht werden, haben die 
Anhörungsbehörde und die Planfeststellungsbehörde die technische Ausgestaltung 
zu bestimmen. 

§ 33b 

Vorzeitiger Baubeginn 

(1) Die Planfeststellungsbehörde kann in jederzeit widerruflicher Weise zulassen, 
dass bereits vor Planfeststellung oder Plangenehmigung mit dem Vorhaben begon-
nen wird, wenn 

1. an dem vorzeitigen Beginn ein öffentliches Interesse besteht und 

2. sich der Träger der Straßenbaulast verpflichtet, alle bis zur Entscheidung 
durch die Planfeststellungsbehörde verursachten Schäden zu ersetzen und, 
falls das Vorhaben nicht zugelassen wird, den früheren Zustand wiederher-
zustellen.  

Der Betroffene ist durch den Träger der Straßenbaulast zu entschädigen, soweit die 
Wiederherstellung des früheren Zustands nicht möglich oder mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand verbunden oder ein Schaden eingetreten ist, der durch die Wieder-
herstellung des früheren Zustandes nicht ausgeglichen wird. 

(2) Die Zulassung kann befristet und mit Bedingungen erteilt und mit Auflagen 
verbunden werden. Die Zulassungsentscheidung ist ortsüblich bekanntzumachen. 

(3) Rechtsbehelfe gegen die Zulassung haben keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Vorverfahren findet nicht statt.“ 

7. Nach § 34 Absatz 6 wird der folgende Absatz 7 eingefügt: 

„(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Grundstücke, die für Maß-
nahmen der Instandsetzung oder Erneuerung benötigt werden. In diesem Fall 
bedarf es der vorherigen Planfeststellung oder Plangenehmigung nicht.“ 
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8. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 
„Die Enteignung ist auch zulässig, soweit sie zur Instandsetzung oder 
Erneuerung notwendig ist.“ 

b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 
„(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Enteignungsgesetzes für die 

Freie Hansestadt Bremen vom 5. Oktober 1965 (Brem.GBl. S. 129), das 
zuletzt durch Artikel 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 27. Mai 2014 (Brem.GBl. 
S. 263) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

Bremen, 30. Juni 2026 

Der Senat 
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